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Jnserate werden bis Donners-
tag mittag in der Geschäftsstelle
angenommen Preis für die
fünfgespaltene Petitzeile 1,20 M.,
für außerhalb des Kreises Qels
· Wobnende 1,50 Mk- :;

 

Nr. 2. Orts, den 13. Januar 1922. 60. Jahrgang
 

Eintritt-he r Teil-
A. Bekanntmachungen des Lande-ais

Oels, den 10. Januar 1922.
Kreistag ś s

Am 21. Januar ‚1‘922, vormittags 10 l-; Uhr findet im
Sitzungsssaale des Fireishauses ein ölsreisstasg mit nachfolgender
Tagesordnung statt:

1. Abnahsme der Jahresrechnung der .sikt«-e«is-sp«a-rlba.sse für das
Geschäftsjahr 1920.

2. Ahn-ahnte der Jahresrechsnung der Krieiskommunaklkassse so-
wie Der Neben-fonds fiisr das Rechnungsjthr 1'920.
Erhöhung der Reise-kosten und Tagegelder fiir die Mitglieder
des Kreistagses und des Kreisausschusses

. Erlaß ein-er Verwaltusngs·g-e«bii«-hsr-enorldnusng

. Erlaß einer Kreiswertzuwachssteuer-Ordnung

. Wahl seines Mitgliedes des Finanzarussschusses für den
3. Bezirk.

. Wahl von Sschie-dssmdn11er«n und Stellvertreteru.

. Wahl »von Amtsvorsteher---Stell:vertretern-.

. Beschlußfassung übe-r die Ausübung des Vorfchsliagsrechtes
bei Wie-derbesetzung des erledigten L-ansdratsa-mtks.

1·0. Mitteilungen und Verschiedenes
—-
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Oe l s, den 12-. Januar 1922.
_ Personalla.

Der Herr Krieisbaumeister Warne ck, hier ist am 1. Ja-
nuar 1922 nach 38 jähriger Tätigkeit in den wohlverdienten
Ruhestand ‚getreten.

Nicht zuletzt ist es feinem usnermiidlichen Fleiß, sein-er Tat--
kraft und seinem Interesse zu verdanken, daßs der Kreis heute
iisber ein ausgedehnt-es Chausseenetz mit anerkannt vorzüglichen-
Qbstpfiianszungen verfügt

Herrn Warneck gebührt für seine Verdienste der Dank des
Kreises, »den ich hiermit zum Ausdruck bringe. Ein langer und
geseignet-er Lebensabend möge ihm beschieden fein. .

Auch Herr Straßenmeister He n t- f e in Bose-lwsi:tz i·t am
1. Januar 1922 nach dem Uebsersailterungsgesetz in den binde-
stand getreten

Herr Hentke ist wäshmenld seiner 35 jährigen Dienstzeit im
Kreise ein Vorbild der Pflichttreue und Gewissenhaftigkeit ge-
wesen. Auch ihm sei hiermit der Dank des Kreis-es ausge-
sprochen msit den besten Wünschen für seinen Lebensabend-.

Der Vorsitzende des Kreisausschusfes.

 

Oel s, den. 4. Januar 192‘2
Der Herr Ober-priiisident hat die Wahl des Schon-jedemeistsers

K upt e in Raaike zum Amtsvorstehe-r-Stellv-er-troter des Muts-
bezir·ks Ranke, des Oberinsspektors W i e h l e in Kvaschken zum
Armtsvoristeher des Amtsbezsirks Kutschen-, des D r. S cf) o l 5———
S chö nga rt in Pangasu zum ällmtsvorstseher des Amtsbrzirks
Woitsdorf und des Bau-ergutsbesitze.rs H ein z elman n in
Wabnitz zum Amtsvorgsteher des Amtsbezirts Wahr-kitz, bestätigt

Soweit die genannten Herren nicht bereits die Geschäfte
führen-, erfolgt die Uebesrnahnte derselben in den nächsten Tagen.

s  

O ekl s, den 12. Januar 1922.
Kreisbauamt . -

Nachdem der Herr Kresisbaumeister Wa rne ck am 1. Jas-
nuar d. Js. in den Ruhestand getreten ist, ersnchse ich alle fur
das Kreisbauamt bestimmten Sendungen mit »der Ausfsrhrifu

An das Kreisbauamt »
O e .I s, deerstvaße

zuz gerieben.
Das Büro lbbeibt lvorläufig in der Wohnung des Herrn

W a r n e cf bestehen »

Selig, sdieng 12. Januar 1922.
Schutzporbenimp ung 1 22. _

Unter Hinweis auf die in der außerordentlichen Beilage
zu Nr. 9 des- Amtssblarttes der Regierung zu Breslaiui pvo 1875
abgedruckten Bestimmungen "

a) des Jntpfgesetzes vom 8. April 1874, . ‚
b) des Jmpfregulativs vfiir den Regierungssbezirk Breslarn zur

Ausführung des vorstehenden Gesetzes vom 4. Jan. 1875 wer-
den die Orts-behörden und die- Herren Lehrer des Kreises vier-
anlaßt, mit der Aufstellung der Jmpslisteu pro 1922 narh Maß-
gabe meiner Kreisblattverfiigung vorn 18. Miårz 1875 Kreis-
blatt Nr. 12 baildigst zu beginnen. Nach deim Janipfregnlatrv
sind in die- Listen der zur Erstimpftmg dorzustellenden Kinder
aufzunehmen-: , _

1. sämtliche im Jahr-e zuvor am Orte sgebosrene Kinder,
2. sämtliche Kinder aus den svosrangegangmien Jahren, welche

nach ärztlischent Zengnis noch nicht sgeimkpft werden konnten
oder bei welch-en die Jmpfung bisher erfolglos geblieben
war, sowie diejenigen, welsche aus unbekannten Ursachen
noch nicht geimpft worden sind,

3. sämtliche während des letzten Jahre-s in dem Orte zuge-
zogen-en noch iimlpfpfliichtigen Kinde-r. (Ve.vgil. auch »die Be-
merkungen auf der anderen Seite der Formsubare zur

Jenseits- . . . . . - .
Bezngltchi der srn die Wiedemnpflrste aufzunehmenden Kin-

der verweise ich aus die auf den Formnlaren zu diesen Listen
abgedruckten Bemerkungen

Der Einreichung der Jmpflisten, zrk welchen den Ortsbe-
hörden idie nötige Zahl Formsnlasre in nächster Zeit zugeher
wird, sehe ich bestimmt bis zum 20. Februar cr. entgegen Mr-
schiriftsen der Jmpflsisten halben sich die Magistriäte, die Herren
Guts- und Gemseinrdedorstesher zurückzubehalten um die Eltern
oder deren Stellvertreter der Jntpflinge zu den seinerzeit fest-
zusetzenden Jmpfterminen ordnungsmäßig vortladen zu können.

Etwa notwendig-e Formullasrse zu ärztlichen Zeugnissen ad.
III und IV der dem Jmpfveguelativ bei-gedruckten Schemas wer-
den den Ortsbehösvden aus Ersuchen üsbersandt werden.

Um sdise vielfach zutage getretenen Uebeslstärnde zu verhin-
dern, werden die Herren Guts- «und Gerneintdesvsorsteher ver-
anlaßt, sich das Material für die- Eintragungzen der im Vorjashre
gebotenen Kinder svosn den Standesämtern zu verschaffen und
alle im Vsorjashre geborenen sowie die inzwischen verstorbenen
oder verzogenen Kinder in die Imipfliste aufzunehmen, anch bei
den letzteren in- die Spalte 26 zu vennerten ,,gestorben« bezw.



»verzogen«. Bei lden Verzogenen ist der Ort anzugeben-, wo-
hin sie verzogen sind.

Jch bemierbe noch, daß die Wiederimpflisten, weil-ehe durch-
Vermittelung des Ortsvorstandes an mich ein-zureichen sind, für
jede Ortschaft besonders aufzustellen sind.

Fehsbanzeigen sind gleich-falls unter Benutzung der Jmspfliste
einzureichen · '

Die Gemeindevorstände der Schsuslorte veranlasse ich, diese
Verfügung alsbald den am Orte wohnenden Herren- Lehrern
zur Kenntnis vorzulegen

——.-·.—--

Erinnerung
O e-l s, den 12. Januar 1922.

Die mit sder Erledigung meiner Verfügung bom 24. No-
vember 1921 betreffend Revision-en der Privat-Kur-Versiche-
rungsagensturen (K«reisbslatt für 1921“ 6. 251) noch rückstän-
digen Ortspolizeibehörden wer-den nunmehr um Bericht sbis zum
20. d. Mis. ersucht, andernfalls kosstenpslichtigie rlbhsolung der
Berichte erfolgt

Verordnung betreffend Preisauszeichuungen und P’rcisschilder.
Auf Grund des § 12 Der Bekanmtmachusng über die Er-

richtung svon Preisqorüfungsstelleu und die Bersorgungsrege-
lung vom 25. September, 4. November 1915, 6. Just-i 1916
(Reichs-Gesetztbilatt 1915, Seite 607 ff., 728 ff. 1916, Seite 673)
wird mit Zustimmung des Regierungspräsidienten in Breslau
für den des Kreise-s Oeils folgendes bestimmt

§ 1.
Wer im Kleinhandel Gegenstände des notwendigen Le-

sbensbedasrfs auis folgenden Wa·rengattu-nsgen-:
Tabakwaren Wäsche, K:l-esidungsst-ücke, Hüte, Schuhe und

sonstige Bekleidsuingrsgegenstsände, einschsl. Zru.tateu, Webs- und
Strick-waren, Garn, sowie ans diesen Gegenständen berge-
stellte Erzeugnisse, Schirm-e und Stöcke, Möbel, Haus- und
Küchengeräte, Begleuichtunsgssgegensstsändg Messerwaren, einfache
Spiel- und Sportsachen, Reise-bedarf, Klein-leberwaren, Wasch-
mittel nnd Seife, Schweibwaren für den« Schul- und einfachen
Hansbedarf «

feil-hält, hat die Waren mit dem Verdaufstpireis ausszuzeichnen
Bei Waren, die im - Einzelhandel nur der Gattung nach be-
stimmt zu werden pflegen, genügt »die Auszeichnung der Stücke,
die beim Ankaus vor-gezeigt werden-

Luxusgegenstände gehören nicht zu den« Gegenständen- des
notwendigen Lebensbedarfs §2

In Schaxusenstern S«chaukästen, auf Märkten uan im
Straßenhansdel ist bei den Gegenständen des notwendigen
Lebensbedarfs der im § 1 bezeichneten-— Art der Verkaufspreis
in zwseiseilssfreier Weise durch Preisschilder bekannt zu machen.
Das Gleich-e gib soweit sie im Laden in besonders augensällisger
Weise zusr Schau gestellt sind.

Die Preise auf den Preisauszesichnungen und Preis-schil-
dern müs en deutlich in deutsch-er Währan mit arasbischen
Ziff-ern für 1 Stück oder eine sonstige handelsübliche Einheit
angegeben fein. «

Die Psreisangabe auf Den: Preis-schildern musß deutlich er-
kennbar fein.

4
. § .

Gegenstände, die in gleicher Art, Güte und Preishöshe nicht
auch im Laden vorrätig sind ——— insbesoindere sverkaufte Gegen-
stände Dürfen nur noch mit einem entsprechenden Zusatz in
Schgucfenstern und Schautästen ans-gestellt oder angepriesen
Weck Dem

§ 5.
Die Preisautiindigung auf den«- Preisssch-islderns und den

Preissauszeichnungen grlt als Psresisforderung im Sinne der
Verordnung gegen Psreistreiberei vom 8. Mai 1918 (Reichss-Ge-
setzblastt Seite 295).

Die ausgezeichnet-en Preise sowie die auf den Preis-schildern
angetündigten Preise dürfen nicht überschritten werden.

Die Abgabe der im Kleinhandel üblich-en Mengen an die
Verbrauch-er zu den auf den Preis-schildern sowie auf den Preis-
auszetchuungen asngekündisgten Preisen gegen Bezahlung darf
nicht verweigert, insbesondere nicht von der Ab-nahme anderer
Waren abhänngig gemacht werden. -

§ 6.
Zuwiderhandlungen gegen Diese Verordnun werden —-

sosern nicht andere Vorschriften s werere Stra en androhen-,

8

gemäß § 17 Der eingangs genannten Bsekansntmachunig mit Ge-
gängnks bis zu 6 Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 1500 Mark
e«t·ra t-.

1 Beauftragt der Betriebsinhaber den Leiter seiner Verkaufs-
stellie oder Abteilung allgemein mit der Ausführung der Ver-
ordnung, so ist dieser für die Durchführung der §§ 1 bis 4, 8
Aibs 3 allein verantwortlich, wenn nicht ein besonderes Ver-
schulden des Inhabers vorliegt « «

§ 7.
Die Verordnung tritt sofort in Kraft.
O el-s, jden 6. Oktober 1921.

Der Kreisausfch·usz.
gez. Dr. Un ckesl l. R. Kaslkib re nn e r II. 6e-ife rt
Zuge-stimmt durch Verfügung des Herrn Regierungs-

präsisdenten vom 24. Dezember 1921 — I. A. III e. 28 15156 —-

Veröffentlicht
Die Ma!g-istrate, Gemeindevoirstsändkc und Herr-en Gutsbor-

steher ersuche ich vor-stehende Verordnung sofort ortsüblich be-
kannt zu machen. ‘

Die- Ortsspolizeibeshsörden nnd Herren Landjiäger veranlasse-
ich, Die Durchführung der Verordnung zu kontrollieren und
jeden Fall der Uebertretung zur Lin-zeige zu bringen-.

O e-ls, den J.2. Dezember 1922.
Der Vorsitzende des Kreisausfchufses.
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Be r sl i n NW., den 5. Dezember 1921.
Ablieferung rückständiger Einkommen- und Körperfchaftsfteuer

aus dem Rechnungsjahr 1920 durch die Gemeinden
und Gemeindeverbände.

Um die Bücher der Generalstaatstasse für das Rechnung-s-
jahr 1920 abschließeui zu lkönnen usnd um Die, durch nxnszuilässige
Zurückbehiailtung von Reiichsstseuierbetriägen seitens der Gemein-
den herbeigefiihrten Schwierigkeiten zu bebe-ben, ersuichen wir
ergebenfh diejenigen Gemeinden und Gemseisndeverbände, die
noch Beträge an Reichsseinkommen- nnd Körperschasftssssteuer
zurückbehalten haben, unverzüglich- a-nzuhia·lten, daß sie diese
Summen in der Weise an die Oberfinauzkassen nunmehr um-
gebend abliefern, daß die beteiligten- Gemeinden uns-d Gemeinde-
verbände der Oberfinanzksassie über die von jeder Steuerart zu-
rückbehaltetten Beträge gesondert eine Empfangsbescheinigung
abgehen, auf Grund deren die Beträge von den Oberfinanz-
kassen in Einnahme gebucht werden können.

Die Oberfinanzkassen werd-en die Empfangsbescheinigungsen
der Gemeinden tunlichst bald der Generalstaatsbasse bei Alb-
lieferung der Steuern in Anrechnung bringen. Die General-
staatskasse wird die Beträge auf Grnnd der angerechineten
Entpfa-ngis·beschiei:1«1-igu.ngen in Einnahme nachzuweisen nnd
gleichzeitig als Vorschuß für die Reigierusngshauptkaxssen im
Einzelfall-e [wuchern . »

Bei Anweisung der den Gemeinden oder Gemeinde-Vier-
biänden zustehenden Steueranteiile und bei sonstigen Zahilungien
an diese wird die Regierung diese Vorschsüsse in Anrechnung zu
bringen haben.

Mit dieser Regelung-, die hiermit nicht nur für das Rech-
nungsjahr 1920, sondern auch für die Zeit bis 1. August 1921
füsr das laufende Rechnungsjashr getroffen wird, werd-en in
viel-en Fällen finanzielle Schwierigkeiten behoben fein.

Um jedoch dieses entgegenkommendes Verfahren beschleu-
nigt durchzuführen, wird an uns-er Einverständnis mit ihm
die Bedingung geknüpft, daß es in jedem Einzelfaille spätestens
bis 31. Januar 1922 erledigt sein mag.

Soll-ten in einzelnen Fällen über die Höhe der zurückbe-
haxltenen Beträge » zwischen den Kommunal- und Oberfinanz-
kassen Unstismmigkeiten bestehen, sio werd-en IDie Empfangsbes-
scheisnsigungen svsosrbehatltlich endgültiger Feststellung nur über
die Beträge zu lauten haben, Die vom Landsessfinanzamt fest-
gestellt und im Verwaltungsabschtluß der Oberfinanztasse für-
1920 nachgewiesen sind.

Zugleich für den Finanzminister.
Der Minister des Jnnern." »

ś O e·ls, den 12s. Januar 1922-.
Vor-stehenden Erlaß bringe ich hiermit zur Kenntnis
Gemeindevorstände
Sollte wider Erwarten von einzeln-en Gemeinden Reichs-

Esinliommensteuer und Körperschaftssteuser u n z u sl ä s f i g e r-
weise zurückbehalten worden sei-n, so ist sofort nach den Vor-

der LschTiftleUl ldsess Erlasses zu verfahren.

 



Qe l s, den 11. Januar 1922-.
Ablieferung des Umlagegetreides

Die zweite Hälfte der Getreideumlage konnte von dem
Kreise an idas Reich geliefert werden-. Die Mehrzahl der Land-
wirte ha·t über die für dieses Vierte-l gefordert-e Menge hinaus
geliefert — -

Bei den noch rückständigen Land-wirken muß nunmehr auf
höhere Anordnung zu Zwangs-maßnahmen geschritten werd-en-
f Die zweite Hälfte der Umlage ist am 28. Februar 1922
ällig. . ‑

Bis zns diese-m- Tage hat also der Komnnrnaltverband an
das Reich sei-ne gesamte Umlagemenge zu liefern Für alle
nicht aufgebrachten: Mentgien ist der Kom Iti-u«na.lvie1««ba11ds, genau
wie die Gen-minde, geldersatzsvflischitig -

Sich-on ans diesem Grund-e muß die zweite Hälfte der Um-
Tage aufgebracht werden Zur Vermeidung aller unanaienehmen
Weiterungen wird den Landwsirten empfohlen, diese Hälfte bald
zu liefern. .

Sie Herren Gemeinde-dorsteher ersuche ich nochmals drin-
gend, auf die einzelnen (55m:einDemithieDer in entsprechender
Weise einzuwirken

 

Oels, den 11. Januar 1922.

Erzeugerpreise für Speifekartoffeln.
Nach Mitteilung des Herrn Oberpsräsidenten ist für die

Provinz Niederschlesiien ein Ausschuß zur Ermittelnng der Knar-
toffelvreise gebildet «·wor«den. Der Ausschuß hat in seiner am
29. Dezember 1921 stattgefunden-en Sitzung einen Erzeuger-
preis für Speisekartosfeln von 88 Mark je Zentner vorläufig
ermittelt

B e rlin;, den 9. Dis-einher 1921.
Milchverforgung.

Da durch die Herstellung von Ger.vais-Käse die ordnungs-
mäßige Milchversoraiung in einzelnen Bedarfsgebieten gefahrdet
wird nnd ein wirtschaftliches Bedürfnis zsnr Herstellung von
(Ste-rv-a-is-Käses, der “ein ausgesprochener Luriisskase ist, nicht »vor-
liegt. wird hierdurch auf Grund des S 6 Der Verordnung uber
den Verkehr mit Milch vom 80. April 1921 (Rei-chs-Geset3blatt
S. 498) zur Sicherung der Milchdersorgung die Herstellung von
Gervsais-Kässe verboten.

Jch ersuche, hiernach gefällig-it das weitere zu veranlassen
Falls in Sosnsdesrfällen die Gewährung von Ausnahmen »ge-
boten erscheinen sollte, erfuche ich-, hierüber sen berichten-.

Der Prcnsiifrhe Staatskommissar für Volkserniihrung.
Jn: Vertretung: gez. H a g e d o r n.

Oe l s-, den 11. Januar 1922.
Veröffentlicht.

Die Ortsbehsörden ersuche ich, vorstehenden Erlaß sofort
sortsütblich bekannt in machen. Sie Molkereien ersusche ich, noch
besonders darauf hinzuweisen

, Etwaige Anträge «an Gewährung vson Ausnahmen in
Sonderfällen ersuche ich, mir zur Weiterleitung dorzulesgen

Der Borsitzende des Kreise-usschusfes.

O els-, den 12. Januar 19-22.

Abgabe von Kleie. .
Von dem zur Ablieferung gelang-enden 1l«1n·l-a:ge-getreide

werden im hiesigen Kreise etwa 60 000 Zentner für die versor-
gungsberechtigte Bevölkerung benötigt. Von diesem Gestreide
ist der Konrmunalverbantd in der Lage, die entfallende Menge
Kleie zur Verteilung en bringen. Der Kreistansschnß hat in
seiner Sitzung am 5. Januar 1922 beschlossen, an Die Besitzer
mit einer Getreideansbaufläche bis zu 35 Morgen 10 Prozent
Kleie von dem zur Ablieferung gebracht-en Usmslsagegetreide aus«-
zingeben Der Preis stellt sich für den Zentner- auf 105,— Mk.
Zur Aufklärung bemeriie ich, daß der Preis ein so hoher ist, da
dieser ans den Brotpreis svserbilligensd einwirkt

Die Abgabe von Kleie erfolgt nur an Besitzer, welche das
auf sie entfallende Getreidsemnlagesoll voll erfüllt has-beut Dem
Antrag auf Zuswesisung von Kleie haben die Besitzer bei den zu-
ständigen Gemeindevorstehern zu stellen. Die Ablieferung-s-
scheine sind diesen zur Kontrolle mit vorzulegen

Die Herren Gemeindevorsteher ersnche ich. eine Liste anzu-
legen, aus welcher Name, Wtohnort und die Höhe des Umlage:
solls der einzelnen Besitzer ersichtlich ist und diese «Li;ste mit dem
Antrage auf Zuweisnng der Kleie an die Kireiissgetrsexisdesstelle ein-
zusenlden  

Die Zuweifung erfolgt der einfacheren Versendung und
Zusteilung wegen an Die Gemeinde als Sammelzusweisunigk Die
Untervserteilung ist innerhalb der Gemeinde vorzunehmen Die
Bezahlung erfolgt an die Mühle, von welcher Die Kleie zur Ver-
ansgabnng gelangt

Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

O els, den 11. Januar 1922.
Reichsdarlehen für Wohnungsbautcm

Nach seinem Erlaß des Herrn Ministers für Volkswohlfahrt
tönnen aus Mitteln der produktiven Erwerbsslosseufürsorsge,
solche Ba;u.vorh-aben gefördert werben, Durch Deren Ausführung
neue Arbeitsgelegeusheit geschaffen wird. Daher erscheint die
Hergabe von Mitteln der produktiven Erwerbslosenfürsorge für
»Werkwoshnungen« nur dann gerechtfertigt wenn durch Ver-
größerung oder Wiederanfnahsme eines ans Mangel an geeigne-
ten Wserkwokhsnungen still-gelegten Betriebes dem genannten Ge-
sichtspunkt dies Erlasses vom 9. März Rechnung getragen wird.
Ob im Einzelfalle die Voraussetzungen gegeben sind, um eine
dauernde Arbeitsgelegenheit für die neu ein-gestellten Arbeiter
zu sichern, wird durch Gutach-ten gewerbetechnischer Sachverstän-
diger (Gewerbeaufsichtsbeamte) zu belegen fein. Falls sich mit
dem (Errichten Der Werkmoshnungen durch Zugabe eines größeren
Stückes Gartenland-es eine Hebung der landwirtschaftlichen Pro-
duktion- bereinigen: ließe, wäre dies besonders zu begrüßen
Der Bau der Wohnungen würde möglichst im Spätherbst oder
im Frühjahr vor Beginn der eigentlichen Ba-u:period·e in Angriff
zu nehmen sei-n.

Die Art der- Förderung kann jedoch, da· asle Träger der
Maßnahme private, auf Erwerb gerichtete Unternehmen-« in
Frage inmitten, nicht in Form von verlorenen Zuschüssen, son-
dern nur durchs Gewährung von Datrlehen erfolgen-» Dass
Rseischsamt für Arbeitsvsermittelung ist bereit, Die Darlehen hin-
sichtlich der Sicherung, Verzinsung sund Rückzahlung unter Den
gleichen Bedingung-en zu geben, wie Die Landesdarlehen, die
ans Grund des Gesetzes betreffend Die vorläufikge Förderung der
Woshnnngsbautens vom 12. Februar 1921 (vg:l. meinen Runds-
erlaxsz vom 25. 2. 1921. — II. 18. Nr. 178 -——-) gewährt werden.
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Belanntmakhung '
Abgabe zur Förderung des Wsohnungsbaues.

Nach »dem Reichsgesetz-e vom 26. Juni 1921 (R. G. Bl. S.
773) ist von den Nutznngsberechtigten aller Gebäude, die vor
dem 1. Juli 191.8 errichtet sind, für die Riechinmsngsjashre 1:921
bis 1941 eine Abgabe zur Förderung des Wiohnungsbaues zu
erheben. Jn Preußen wird die Abgabe gemäß § 9 R. C. und
Artikel 1 Der Verordnung des Ministers für Vsoslkswohtlsahrt nnd
des Finasnzminissters svom 22. November 1921 Durch Zuschläge
zu der nach dem Gesetze vom 2!1.. Mai 1861 staat-lich veranlagt-en
Gebäudesteuser erhoben. Sie in Betra cht kommenden Be-
stimmungen Der Verordnung lauten:

Artikel 1.
Als Abgabe zur Förderung des Wioihnusnsgissbanes werd-en in

Preußen zvom 1. Oktober 1921 ab bis auf weiteres Zuschläge
zu der ans Grund des Gesetze-s vom 2-1. Mai 1861 veranlagten
staatlichen Gebäudefteuer erhoben, soweit die Gebäude abgabe-
psfsliichitig nnd vor dein 1. Juli 1'918 fertiggestelllt sind.

‚ Artikel 2.
Der Zuschlag beträgt 5 v. H. des jährlichen Nutzungs-

wert-ess. Den-Entsprechend werden erhobene
a) 1:25 :v·. es. Der Gebäudesteuer bei allen nach § 5 zu 1 des-

sGebäusdessteuergesetzes an 4 v-. H. des Gebäudestesuernutzungs-
wertes veranlagten Gebäuden (oder Gesbäutdeteiilens mit
Ausnahme derjenigen Wohngebäxnde die zu band-wirtschaft-
Stichen! Betrieben gehör-en uind im wesentlich-en für die in
diesem Betriebe tätigen Personen bestimmt sind,

b) 250 d. H. der Gebäude-steuer bei allen nach § 5 zu 2 des
Giesbiäudesteuergesetzes msit 2 D. H. des «Gebäsu.dse«stexuer-
nultz·u;tgsswiertsess veranlagten Gebäuden (aber Gebäude-
bei en ,

c) 250 v. H. der Gebäude-steuer bei den« unter a ausgenomme-
nen, zu liaxnidtwirtschtastlichen Betrieben gehörigen Wtohnge-
bäuden, der-en Geb-ä-usdeste.usernntzungswerte nach Miet-
preisen festgestellt worden sind, ‚

d) 350 v. H. der Gebäude teuer bei den unter a ausgenomme-
nen, zu landwirtschaft ischen Betrieben gehörigen Wohnge-
bändem deren Gebäudesteiuerniutzusngswerte nicht nach
Mtietpreisen festgestellt worden sind-



Artiikel 3.
h Die Verwaltung der- staiatliichen Abgabe mit Ausnahme der

Einiziehtung wird den Behörden die die staatliche Gebäsudesteuer
verwalten, übertragen-.

.. »Die Einziehung der- Abgabe erfolgt gegen eine vom Finuniz-
menrster festzusetzende Entschädigng durch die Gemeinden

. .. Arti el 4.
Die Zuschlage nach Artikel 2 zu c und d können aus An-

trag erma igt werden, swenns der Gebäudeeigenbümer den Nach-
weis erbringt, daß die Abgabe mehr als 5 m. H-. des Friedens-
nuitzuingsswerts sämtlicher zu der ländlichen Besitzqug gehörigen
Wtochnk und Betriebsgebäude beträgt.

Der Antrag ist binnen seinem Monate nach Zustellung der
Zahltumigsaufforderung beim Riegierungspräsidienten, für Berlin
beim Präsidenten der Ministerial-, Militäir- und Baukommission
zu stellen.- Gegen deren Entscheidung ist bin-nen- einem Monate
die Beschwerde an den Finanzmiinister zulässig Der Finanz-
nnnrster entscheidet endgültig

21tiH421Irf ) lsArtiikselä
« r e . . :- git inngemäß bei Anträgen, die sich e en

die Abgabepslicht der Gebäiåilde IF g des Reichsgesetz-es) riskchjtheni
rti .

Die Gemeinden haben zu den nach Artikel 2 und 3 zu er-
heben-den staatlichen Zuschlägen ihrerseits Zuschläge in gleicher
Hohe zu erheben, Deren Ertrag lediglich ziur Förderung der Woh-
nungsbeschasfung und Siedlung zu verwenden ist-.

_ Die Verpflichtung zur Erhebung der- Zuschläge wird für
Gutsbezrkte, Landgemeinden und nicht kreisfreise Städt-e den
Kreisen ubertrasgen Ueber die Verwendung des Ertrages der
von ihnen erhobenen gemeinDIiieherv Zuschläge beschließt ein
Ausschuß-, der aus dem- Land-rat und ftünf Dom Kreistage zu
wahlendsen un Wbihnungs- und Siedlungswefen erfahrenen
Personen zu bilden ist, von denen mindestens drei- beamstete
Mitglieder einer Gemei.ndeverswi·altsung sein müssen-. Der Land-
rat fuhrt den Vor-sitz, seine Stint-me gibt bei Stirnmengleirchsheit
den Aus-schlag · .

Stadtgemeinden mit über 10 000 Einwohnern ist auf An-
trag bom »Regierungstpräsidensten das Recht zu «gewähren, Die
gemeindlvchen Zuschläge selbständig zu erheben und zu Ver-
wenden.

Entsprechende Anträge von anderen Gemeinden unterliegen
der Entscheidung des Riegier1I-ngsiprsäsixdentiem

« Ueber Antrage auf Erhöhung der gemeindlichen Zuschläge
bis zum dreifachen der nach Artikel 2 und 3 zu erhebenden staat-
lichen Zuschlage entscheidet der Regierungseräsid·en·t, für Berlin
Der O-berprafident. Weitergehende Anträge sind dem Minister
sur Volktswoshlfashrt zur Entscheidung vorzulegen

. Im Bezirke»«dses Siedlungsverbandes Ruh-rkochlen’bezirk ent-
scheidet in den Fallen der Absätze 3 und 4 die-r Verba.nd-sbvä’sidsent
und in dem lle des Abf. 5 der Verban·dsprätsident zusammen-
mit Dem Regierungspräsidenten '

Artikel 7.
Die Steuerbehövde hat aus Antrag Die Abgabe auf Die

Nutzungsberechtigten gemäß § 9 Abs-. 2 des Rieichssgsesetzes zu
sverterlen.. Dem Antrage sind die erforderlichen-« Unterlagen bei-
zucfuigen Gegen die Verteilung ist binnen eine-m Monat-e die
Beschwerde beim Regierungspräsi·denten, für Berlin beim Präs-

skädfjeriten der Ministerial-, Militär- und- Baukommisfiosn zu-
vg.

‚ Die Beträge, die svosn den Nutziusngsiberechttsisgten der Gebäude
oder Gebandetseile an den zur Abgabe Vertpfltichsteten zu erstatten
find (§ 9 Abs. 2 R. G.), r'tiönnen wie Gemeindeabgaben beige-
trieben werden.

Oels, den .11. Januar 1922.
Vorstehende Bebanntmachung bringe ich hierdurch zur

Kenntnis tder Gemeinde-Vorstände und Herren Gntsvorstehser mit
der Aufforderung, dieselbe sog-Teich- in ortsüblicher Weise zu veri-
össenttlichem ·

Den Erlaß einer Ausifüshrungsanwieisung behalte ich
mir vor.

Der Votsitzende dcs Kreisausschusses.

Oels, den 11. Januar 1922.

Beiträge der Schinlverbände zur Lamdesschulkasse für die
» “ Rechnungsjahre 1920 und 1921. «

Die Aufstellung des Verteislnngsipslanes der Lasndesfchkulbasse
fürs das Rechnungsjahr 1920 ist bis-her noch nicht möglich ge-
we en.

Auf Grund des § 58 V. D. G., Abf. 2 uind 3 hat daher der
Herr Minister für Wissenschaft, Kunst und Votltksbildung im  
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Einvsersniehsnien mit dem Hier-rn- Finanzmiinister folgende Schul-
vsersbandsbseistrsciige festgesetzt:

1 »Für das Rechnungsjahr 1920:
für jede planmäßige Lehrerstselbe jährlich 9 000 eilt
für jede plianmäßiige L·ehr-e«rsisnstelle jährlich 8 600 Jl-

2. Für das Rechnungsjahr 1921:
für jede planmäßige Lsehrserstelle jährlich 1s1i 400 .///
für jede Plan-mäßige Lehrserinstellse jährlich 1s0 200 c///Z

Zur Zsakhslunxg Diefer Beiträge sind die Schuld-erbände
(Schsuiltgemseinden) gesetzlich Verpflichtet Die Vorschrift im § 50
Abs. 1 Satz 2 und 3 dies V. D. G. kommt zur Anwendng

Die oben festgestellten Beitragssätze sind Don den Schul-
vserbänkden in viereltjäshrlichen Teilen je im voraus-, für die ver-
flossen-e Zeit sofort in einer Summe unter Anrechnung der be-
reits geleisteten Kahlungcm von den Siclxulverbänden an die
Kreiskasse für Rechnung der Landesssschulstasse Einnahme Titel 2)
batdsiast abzufüshren

Fiür nach dem 1. April 1920 neu errichtet-e Stclntiltstellen ist-
der Bseitrag.ssa·tz Don Dem Zeitpunkt ab zu zahlen, seit dem die
neue Stelle durch eine besonders svosllbeschästigtse Lehrkraft ver-
sehen wird.

Die Schsulioerbände ersuche ich, Die erforderlichen Zahl-ringen
an die Kreisbafse Oels alsbald vorzunehmen

Oe(l s, den 11. Januar 1922.
Ausweiskarte zum Viehhandel.

Der Herr Preußische Staatskommissar für Volksernäthsrung
hat folgendes angeordnet:

Aus Grund des § 18 der Ver-ordnung über dies maßnahmen
zur Sicherung der Flesifchiversorgung in der Ueber-gangszeit nach
Aufhebung der Zwangswirtschaft vom 19. September 1920 in
Verbindnsna zu Ziffer 19 Der weiteren Ausssühruuns-Anweisung
zu dieser Verordnung bom 26. Oktober 1920 ordne »ich hier-
durch an, daß die Gültigkeit der auf Grund des Abschnittes I
Der Verordiming für dass Kailensderjahsr 1921 erteilt-en- Erlaubnis-.-
karten zur Ausübung des Viehhandelts usw. bis zum 28. Fe-
bruar 1922 einschließlich ausgedehnt wird. Ein-e Verkürzung
der für die Evlaubnisskarten für das Kalenderjabr 1922 zu ent-
richten-den Gebühren, deren Festsetzung vorbehalten bleibt, tritt
hierdurch nicht ein.

Die Rechts-lage ist somit folgende:
Zeitsdanne vom 1. Januar bis zum 28. Februar 1922

einschließlich ,
Eis behalten die für dass Ksalenderjashr 1921 durch- meinen

Runiderlasz vom 8. November 1920 —-— VI d 2809 -—-— vorge-
schriebenen Erlaubnisiarten (Grundfarbe der - Erlaubnis-harten
weiß, der- Nsebenerlambsnistarten hiellbslau mit entsprechendem
Probinziasb (Bezirk-s) Abzeichens) ihre Gültigkeit Danach werden
an solche Antragsteller, welch-e Viehhandelserslaubnisbarten für
das Kalenderiahsr 1921 nicht besaß-en, die in meine-m Runderlasß
nom 5. Oktober 1921 »-—— VI d 3400 —- näher bezeichneten
Haupt- und Nebenerilaubnsissskarten (Grundssarbe der Erlaubnis-
karstsen gelb, der Nebenerlaubniskarten roifa, mit entsprechendem
SIirntringiai: -(V-ezirkss«) Aibzeichen ausgegeben-. Für die letztge-
nannten Karten sind- zunächst Gebüshren nach Maß-nahe der
Ziffer 8 der Anssühsruniqsbesstiinmung vom 24. September 1920
vorbehaltlich der Abänderung nach endgültiger Festsetzung der
Gebübren für das Kalenderiahr 1922 zu erheben.

- Zeitspanne vom 1. März 1922 ab.
Es haben nur noch für das Kalenderiashr 1922 Durch

meinen Runderlasz vom 5. Oktober —- VI (I 34100 —- näber be-
zeiscbn eteu Viseshbandelserslaubnist-Harten (Gsrundsarbe der Erlaub--
nisksartens gelb-, der Nsebienserlaubniskarten rosa, mit entsprechen--
dem Vrobinzial- (Bezirkssi Alb-reichen) Anwendung zu finden.
Die Gebührensestsetzung für diese Karten, die unter Linn-runde-
lesasuna des ganz-en Kalenderjahres zu erfolgen hat, bleibt vor-
behalten

Be rsl i n W. 9, Den 16. Dezember 1922.
—- Kleinkrasträder. -

Gegen-über iDer Vorschrift unseres Erilaffes vsoms 29. Ok-
tober v. Is. — Va 2, 1277 M. f. H. n. G., Ha 3556 M. D. J-.
— dasz die SBriiifuna Der Führer von Kileinkrsafträdern nur von
der Oirtsivolizsesibehörde ihre-s Wohnortes boriaenommen werden
Darf. wird von einigen Landesipsolizieibehiörden darauf hing-e-
wiesen darfi Die Hinzuzikehnma der zur Aussbildunai ermäthtiaten
Nersoin (Fahrsle-hrer) zsur Prüfung dann erheblich-en Schwiering
leiten begegnen kann wenn eine solsche Verson am Wdhniorte
des Psrüslinsgs nicht vorhanden ist. Ins Abänderung obigen Er-



lasse-s sind wir desshakbb damit einverstanden, daß die Prüsung
auf Wunsch des Prüflings wird): vson der Polizeibehörde des
Wohnort-es des Fashrilseshsrers abgenommen werden kann. Diese
Polizeibehörde, der dann übrigens die Psrüifungsgeibühren zu-
stehen, würde eine Biescheinsigiusng über dass Ergebnis der Prü-
fung der Polizeibehörde des Wohnortes des Führers zu über-
seniden haben, auf Grund deren letzter-e den Füshsrserschein erteilt.

Von seiner Asnfrage bei der Sammelstelle für Nachrichten
für Kraft-fnhrzen führ-er vor Erteilung sdes Führesrsicheins und
von einer Beuas srichtsigung dieser Sammelstelle über Erteilung
fdehs Führerscheines ist bei Führern von Ksleinkrafträdeuns abzu-
e« en.

Zugleich im Namen des Minister-Z des Innern.
Der Minister für säen-im und Gewerbe.

Jm Auftrage:
Unterschrift

. O els, Den 12. Senner 1922.
Vorstehenden Ministerialserktasß bringe ich den Orts-poli-

zeibehörden des Kreises zur Kenntnis und Beachtung im An-
schluß an meine Verfügung vom 31. Dezember vorigen Jahres
(Kreisblatt für 1922 S. 2).

Oel s, den 7. Januar 122-2.
Vergnügungssteuer.

-Die Steuer-sähe des Artikeis II der Bestimmungen des
Reichsrats über die Bergnügungssteuer vom 9. Juni 1921
stellen nach Artikel III § 7, 1'0, 11 Mindestsätze dar nnd dürfen-
idaher in ‚Den Sen-derste1terverordusungen der Gemeinden nicht
unterschritten wer-dient «

Nach Mitteilung des Herrn Präsidenten des Landes-finanz-
amts muß vom Lasndessiknauzamt gegen alle Steuerordnungen,
welche geringere Sätze beben, als die des Reichs-rats, Einspruch
erhoben werden.

O els, den 5. Januar 1'922.
‑ Viehziihlung.

Unter Bezugnahme auf meine Kucisiblattsverfüigkung vom
12. Senner 1907 Greis-blinkt Seite 18) ersuche ich die Ma-
-gi·strate, («55erneinDeborftänDe und Herren Guts-vorsteher des
Kreises-, mir den am 1. Dezember 1921 vorhanden gewesenen
Bestand an Rüben, decksähigen Rindern rund geschile-chitsreifen
B1uillen unt-er Einreichung eine-r Nachweisung bis spätestens
25. Januar er. sankzsuzeigien

Meldungen die bis zum festgesetzt-en Tiermsixne nicht einge-
gangen sind, wer-den ohne vorherige Erinnerung durchi- kosten-
pfliichtigen Boten abgeholt. ·

O e l s, den 11. Senner 1922.
Das Preuszische -Fischicrcirecht.

Der Herr Resgsiiersungspriäxsident in Bresslau hast wiederum
einige Exemplar-e des Sonderdrucks »das Preußische Fischerei-
recht“ und zwar in 13 Büchern hier-her überwiesen. Da die
Zahl Der Bücher nicht ans-reicht, usm jeder Ortssspolizeibehsösrde
ein Stück ziu übers-enden, werd-e ich nusr denjenigen Behörden ans
entsprechenden Antrag das Buch zugehen lassen, iu- Deren Bezirk
die Fischerei ausgeübt wird ucnd »die noch nicht im Besitz-e seine-s
Exemttljarss sind. Arn-träge binnen bis zum 1. Februar 1922 bei
mir gestellt werden «

Oe l s, den 5. Januar 1922.
Verkehrspolizei.

Die Ortspolizesicbehörden weisse ich daran-f bin, daß sie vor
der Genehmigung ides Verbehrs mit Straßenloskomotiven über
Eisenbathsnanlagen die Zustimmung der zuständigen Eisenbahn-
direktion einzuholen beben.

 

Oesls, den 10. Januar 1922.
Beschung von Sendet: (Werk-) Wohnungen durch ausländische ·

Arbeiter. .
Die Ortsposlsjszeisbsehsöridsen esrssuche ich-, miir bis zum 20. d.

Mis. zu berichten, ob in ihrem Amtsbezirsk Depiutat- ("W'.e-rk-)
Wohnungen von Aus-Kindern besetzt sind-. Z-utr-efsen"d"-.eusalls
sind die Zahl der Wohnungen sowie Namen nnd Wohnort des
Arbeitgebers anzugeben « .

Fehlanzeige ist nicht erforderlich.

Oe l«s, den 5. Januar 1«92:2.
Erwerbslosenfiirforge.

Die erhöhten Erwerbslosenunterstützungssätze sind Vom
ö. Dezember 1s921 ab nach dem alte n Ortsklassenverzeichmis  
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zu zahlen Ueber die Anwendung des sv o rlä u f i ge n Ort-s-
klassenverzeichnisses (Rie:i:chsgessestzblatt 1921 Seite 513 ff) für die
Erwerbslsosenfüsrsorge schweben z. Zt zwischen den zuständigen
Ministerien Verhandlungen deren Ergebnis abzuwarten bleibt.

Das n eue Ortsklassenverzeichnis findet noch pbeine An-
wendung da es noch kleine Gesetzes-kraft erlangt hat.

 

Oe l s«, Den 11. Senner. 1922.
Ermittelung. «

Nach Mitteilung des thistwsärtigens Amtes beabsichtigt- der
als gefährlich bezeichnete Kosmmnnist R o y sma n n (Roysßmess)
e uss Tiflis über Moskau nach Deutschland einzureisen Die
Paß-stellen in Moskau, Reval» Kowno,« iniga, Herlsingfors Stock--
hol-m, Prag, Wien und Triiest werden ihm vorkommendenfalls
einen Sischstvermerk nicht erteilen.

‘ Mit einer islbesgalen Einreise ist immerhin zu rechnen
Die Polizeiorgane serfnche ich, falls R. im hiesigen Kreise

austreten sollt-e, mich zu benachrischtigen

O esl s, den 10. Januar 1'922.
Naturdenkmäler des Kreises.

Jch erinnere an die umgehende Erledigung meiner Kreis-
bslattverfügung vom 22. Dezember 1921 betreffend Naturdenik-
miälier des- Kreises (K«reisblactt Nr. 56 tvom 23. Dezember 1921)
nnD sehe den Berichten nunmehr bis spätestens zum 20. d. Mis.
entgegen

Fehlanzeige ist erforderlich

Oels, den 10. Januar 1922.
Versteuerung der Jasgdpachtderträge

J ch mache die Jagdvorsteher auf »die im Kreis-blau von
19s12 Seit-e 106 erlassene Bekanntmachung betreffend die Ver-
ttsencsruug der Jagdpachtvsertrage hiermit ausdrücklich aufmerk-
fern. "

Die Verstesuernng ist noch in diesem Monat zu bewirken-.

 

O els, den 12. Senner 1922.
_ Zuchthengste. _ - »

ś Auf Grund des Erlasses des Ministerium-s für Landwirt-
schaft-, Dosmsänen und Forsten vom 20. Dezember vorigen
«Jahres -— G-e-ssch.-Nr. IA IV 6944 — können Pferdezuchtver-
ein-en und -Genossenschaften zum Anlauf von Zuchthengsten
bis asuf weiteres zsinssfrei Darlsesheni von 20 000 Mark für jeden
kaltblütigen und von 15 000 Mark für jeden wannbslütisgsen
Hengst gewährt werden.

Aus den miteinszusreichenden Bescheinigungen der Gestüts-
beaxmten muß zweifelsfrei hervorgehen, ob es sich sum Kalt-
oder War-mbslsustshenxgxste handelt. · .

· Die näher-en Bestimmungen betreffs der Gewährung
können- bei mir eingesehen werden-. -

_ ‚c ‚ .-

Oesls, »den 12. Senner 1922.
Feuervsersicherung

Zur Einnahme der Feuer-versischeruingislbieiitväge für das
Sebrrl922 gehen den Herren Gemeinde- unsd Gutsvorstehern
demnächst Heberollen "b-z«w. Zahlbartsen zu»und zwar sowohl- be-
züglich der Mobiliar- als auch der Gebandedesprksiicherung.

Jch ersuchie daher, das Eintreffen der Heberosllsen abzu-
warten. "

Der Kreisfeuersozietätsdsirektor.
Dr. Un cke -lsl.

koiumissarische Landrat.

O eil s, den 10. Senner 1922.
. Viehseuchen. .'

Jus “Beeren, Kreis Bsriieg und aus den Dosmrnieni Jack-
schsösnau, Kreiseslwsitz u nd Bettlern (Hasuptgkust);, Kreis Bresllaxn ist
der Au ssbruchs der Man-l- usnd Klauensseuche ainiitstiseriirzstlisch
festgestellt worden

 

Oe l s, den 6. Januar 1922.
Unter den Rindviehbseständen des Stellenbiesitzers G o t t-

f r i ed R- u :h« m in Neu Limburg und des Gutsbesitzers-« G e org
K- l ose in Rosen-thal, Kreis Brieg ist die Man-l- und Klauen-
seusche amtstierärztslich festgestellt worden-. .

. s
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OeIs, den 12. Janiuiasr 1922. 5. Qßobnmort Preis-law
thsvorsteiher, Rittergiutssbesitzer R o ch-K«urzwitz- ist vom 6. Religion: katholisch.

12. bis 27. t.d Mts. verreist. Die Gutsvd«rsteh«er-Gieschufte « 7. 2111er: 26Jahre, geb. 12. März 1895.
werden in dieser Zeit von idem Gasstswirt Ha er teI dortseIEbst 8. Größe: 1 Meter 68 Zentimeter ·
LLLuIbLgenImnä.ann 9. Haar-e: inond

1·(). Stirn: hinsch.
Oe I 5, den 6.Janua1 1922 11. Angenbsriauem Ibsbond

»Der Flieisschibeschsauer Hpartwisg in« Groß Weigelsdors ist 12— All-SM- gLa'u.
LLILL1t-LOLILLn Mit der Vertretung in den in Betracht kommenden 13. Nase: gewöhnlich
Fleisch- und Trichmentschaubezuken ist der stellwertretende 14« MUWVT ngWöhWIichs
Flrischibeschauser S te i nii g ins Lanigiewiese beauxftragt worden. 15- Bart: feinen.

_.___ 1.6. Zähne: -vso«ll«st«änxdig.
Oels,den10. Jianusar 192:. . f;- giyklztgissibgthew I" III)

c l e c . . C11 is IT IIIII‘QI: Ungi II .

» N ne Posthmit ll 19. Gsesichtsssfarbe: frisch-.
Jbach Authebung der Postagentur in Zessel (Kreis- sOrts-) 90 (55Ie1ta’II‘ ILäfti

ist in dem Orte vom 1. Januiar 1922 ab eine Posthilnxssstclle mit 51' « L1LI1L 5'611’515)
öffentlich-er Sprechstelbe in Wirksamkeit getreten, welche ihre BrigSP «
Verbindung durch gIIIIIYbTIIIEftI‘ÖgCI‘. des Postmnts Oels erhält. '“'" Besondere fienmöeicbenfeine

OWJFIFTFFWUO 1. Familien-name: P fo h I.
9 Q} : »O «

O e I5, den G. Januar 1922. Z FIEDLER WITH
Die tschechd-slowakischen Staatsangehörigen 4. Geburtsort: ZucknmnteI.

a.) Arbeiter Rudolf Pfoh«l, geboren am 12. März 1895 in 5_ Wohnoktz Bre-s-s,lmu
Zuckmantel, 6. Religion: katholisch.

b) Malser Rudolf PfV I1I‚ geboLLIn MU I Jum 1897 M 7. Alter: 24 Jahre, geboren 1. Juni 1897.
Nnckmianteh 8. Größe: 1 Meter 64 Zentimeter

welsche vosm BeÖirf5gIcLicI11 in Troppau wegen DiebstahIisJ ver- 9. Haare: sdunkerIionsd
folgt werden und dem Bezirkäaericht In Weidensau anseuliefern 10« Stirn; hochs«
waren, sind am 4. Oktober 1921 auf dem Transport in Neisse · Angenhmncnz bunferIonb.
enttmcben. -—. Augen blau-grau.

Die PdIizeiorgane des Kreises- ersuche ich, saus Grund deI 3 9201egemöI1nIicI)
nachstehensden Personalbeschreibungen nach den beiden Pfohli 14« Mnndz gewöhnlich
zu sahndent und im Falle der Festnnhme dem Herrn SRe-‘gie: 15; Bart keinen
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rungspräsidenten in BresIan sofort telsegrapbische Nachricht zu 16. Zähne: Iückewartig
MHEIL 17. Kinn: spitz.

Personalbcschrcibuucht « 18. Gesichtsoiiild«ung-: IcinincI).
1. Famrlienniame: PfohI. ' 19. Gesichtssarbe: bIaißI
2. Vorname: Josef. _ 20. Gestalt: schlank.
3. Gewerbe: Arbeiter-. 21. Sprache: dentsch.
4. Geburtsort: ZuckmiantieI 22. Besondere Kennzeichen: keine.

Der komnnssarische Landrat.
Dr. Unckell.

B. Bekanntmachungen anderer Behörden

Schiiliei hitz, den 3. Januar 1922. « Mittel Mckihlatschüitz,, den-« 10. Januar 1922.
Unter dem- Schweinebestande des« Gutsbesitzers- Oskarl Auf dem Jagdbczirk Ober Miihbat«ssch«iitz, Kreis Oels sind«

Freihusb e in Dörndosrf ist Rotlaus ausgebrochen zur Vertilgung von Raubzeug Giftbrocken ausgelegt
Schntgmmßregeln sind angeordnet Vor Ausnahme von- Fallwisld wir-d gewnrnt

Der Amtsvorsteher. " Der Amstorsteher.
Lor·ke.



« Be r l i n, den 20. Dezember 1921.
Das vom Reichstag in sein-er Sitzung vom 17. De-

zember 1921 beschlossene Gesetz zur Aenderuing des Ein-
kommensteuergesetzes, dein der Reichsrat zugestimmt hat,
beeinflußt die gemäß Verordnung vom 25. November 1921
Reichsgesetzbl S. 1487 mit dem 1. Januar 1922 in Kraft
tretenden Bestimmungen des Gesetz-es über die Einkom-
men-steuer vom Arbeitslohn vom 11.- Juli 1921 (Reichs-
gesetzbl S. 845) in folgen-den wesentlichen, die Vorn-ahni-e
des Steuerabzuges vom 1. Januar 1922 ab berührend-en
Punkten:

Der Abs. 2 des § 46 hat folgende Fassung er-
halten:
»Der Betrag von 10 v. H. des Arbeitslohnes er-
mäßigt sich
1) für den Steuerpflichstigen und -für sei-ne zu

seiner Haushalt-ung zählende (Ehefrau
a-) im Falle der Zahlung des Arbeitsslohns sur

volle Kalendermonate um je 20 alt monat-
lich-

b) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für
volle Kalenderstvochen um je 4,80 all
wöchentlich, · ·

c) im Falle der Zahlung dies Arbeitslohns
für volle Arbeitstage um je 0,80 FJJZ tagli.ch,

d) im Falle der Zahlung des Arbeitslohn-s
« für kürzere Zeiträume um je 0,20 eit ·fur
je zwei angefangene oder volle Arbeit-s-
stunden; · ·

2) für jedes zur Haushaltung des Steu-erpf·l.isch-
tigen zählen-de minderjährige Kind im Sinn-e
des § 17 Abs. 2 · h

· a) im Falle der Zahlung des Arbieitslohns
für volle Kalendermonsate um 30 alt nioniat-
lllch-

b) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns
für voll-e Kalendermochen um 7,20 c//(Z
wöchentlich, · . _

c) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns
für volle Arbeitstage um 1,20 eit ·taglich,

d) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns
für kürzere Zeiträume um 0,30 alt sur je
zwei angefangene oder volle Arbeitsstunden
Kinder im Alster von mehr als 17 Jahren-,

die Arbeitseinkommen beziehen, wer-den
nicht gerechnet. h » ·

zur Asbgseltung der nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis
7· zulässig-en Abzüge h ·s
a.) im Fall-e der Zahlung dies Arbeitslohns

Fürs volle Kalendermonate um 45 clt nionat-
is , «

b) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns
für volle Kalenderwochen um 10,80 all
wöchentlich, ·

c) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns
für volle Arbeitstage um 1,80 Oel täglich,

d) im Falle der Zahlung des Arbeitslohan
für kürzere Zeiträume um 0,45 alt für je
zwei angefangene oder volle Arbeitsstunden

3

V

Auf Antrag ist ein-e Erhöhung dieser Beträge zuzu- ·
lassen, wenn der Steuerpflichstige nach-weist, daß die ihm
zustehenden Abzüge im Sinne dies § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 7
den Betrag von 3400 all um mindestens 450 alt übe-r-
steigen Ueber den Antrag entscheidet das Fin.a-nzamt.«

Die Bestimmung des § 48 Abs. 7, wonach der ein-
zubsehaltende Betrag auf 10 Pfg. nach unten abzurunden
ist, hat folgende Fassung erhalten:

Die Bestimmung-en über die Abrundung des einzu-
behaltenden Betrages erläßst der Reichsminister - der
Finanzen.

Bis zum Erlaß dieserBestimmungen bestimme ich: —
Der nach Vornahme der Ermäßigungeu einzubehal-

tende Betrag ist im Falle der Zahlung des Arbeitslohns
für volle Kalendermonate oder Wochen auf volle Mark
nach unten, im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für
volle Arbeitstage auf volle 50 Pfg. nach unten, im Falle
der Zahlung des Arbeitslohns für kürzere Zeiträume auf
volle 10 Pfg. nach unten abznrunden.

Die vorerwähnten gesetzlichen Vorschriften bedingen
eine Aenderung der Durchführungsbestimmungen zu dem
Gesetz über die Einkommensteuer vom Arbeitslohn vom
3. Dezember 1921 (Zentral latt für das Deutsche Reich
S. 913). Die Aenderunsgen der Durchführungsbsestim-
mungsen wer-den sden Landesfinanzämtern noch im Laufe
des Kalenderjsahrs 1921 zugehen. Um die richti e Vor-
nahmie des Steuersabzugs von der erlsten Lohnzah ung im
Kalenderjahsve 1922 ab zu gewähreisten bestimme ich
bis zum Erlaß der Aenderung der D-urchfii·hrungs«bestim-s
mungen folgendes: _

A. Soweit Stseuerbücher bereits sausglehändigt sind,
haben die A rb eit eb er an Ste e der auf dem
Steuerbnch verme ten ahresgesamtermäßigung
lden Stenevabzug nach saßgabe der nach den  

neu-en Vorschriften sich ergebenden Jahre sesamt-
ermäßigunsg vorzunehmen-. Die sang dem teuer-
bnch vermerkte Jahresgesiasmtermä igung iist zu
verdoppeln und danach sind weitere 180 all zu-
zusetzen

B. Hinsichtlich der Nichtberücksichtigung minderjäh-
riger, übe-r 17 Jahre alter Kinder mit eigenem
Arbeitseinkommen bei »der Vornahme des Steuer-
abzugs von dem Arbeitslohne des Haushaltungs-
vorstandes verbleibt es bei den bisherigen Vor-
schriften

C. Hinsichtlich der Erhöhung der Ermäßigunsg für
mittellose Angehörige, der-en Berücksichtigng vom
Finanzamt zugelassen ist, gilt das gleich-e wie für
die Erhöhung der Ermäßigung für minderjähri e
Kinder; sdie auf idem sSteueriburh vermerkte Ins
resgsesaintesrmäßigunsg für mittellose Angehörige
von 180 c//s jährlich erhöht sich auf 360 alt jährlich.

Soweit Steuerbücher noch nicht ausgestellt
sind, haben die Gemeindebehörden zur er-
ineidungvon Irrtümern die alten Jah-
resgesamtesrmäßigunsgpen von 120 all für den
Steuerpflichtiigen selbst, 120 alt für die Ehefrau,
180 all für die minderjährisgen Kinder und 180 04l
znr Abgeltung der nach § 13 E. St. G. zulässigen
Abzüge einzuisetzen .

Anträgen auf Erhöhung des Betrages von
540 alt zurAbgeltung der nach § 13 E. St. Gi-
zuslässigen Abzii e ist nur dann stattzugeben wenn
der Stenerpfli )ti-g-e nachweist, daß die ihm zu-
stehenden Abzüge im Sinne des § 13 Abs. 1 Nr.1
bis 7 den Betrag von 5400. c//C um mindestens
450 alt übersteigen

Der Reichsminister der Einengen.
Jn Vertretung-:

gez-— Z a p i-
Zusatz des Finsanzamts:

· · Die öffentlichen Kassen sowie die Gemeindebehörden
haben-, soweit die Steuerbücher noch nicht vollständig ans-
geschrieben sind, nach wie vor die alten Ermäßigungen
in den Steusesrbüchern einzutragen
· Die · Arbeitgeber werden hier-mit nochmals auf die
ihnen obliegende ‚. Verpflichtung der Berichtigung der
Steuerbncher gemaß Ziffer 2A des vorstehenden Erlsassses
aufmerksam gemach-t. Dies können sie natürlich nur,
wenn die· Arbeitnehmer die Steuerbücher den Arbeit-
gebern richtig bei der Lohnzahlung übergeben, wozu sie
gesetzlich verpflichtet sind.

Oels, den 3. Januar 1922.

Finonsomt.
Dr. S ch a tz,

· Regierungsrat

rein-rinnennennt-iramgtau
Gittlciiiliik lllllllllllllfl

findet am

Sonnabend, den 14.-Januar 1922,

um 4 Uhr nachm.
zu Dalbersdorf im Hartmannschen Gasthause statt.

Die genaue Stundenangabe ist versehentlich
unterblieben und wird hiermit nachgeholt.

Der Genossenschaftsvorsteher
Herbert RinkeL
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Verordnung,
betreffend Einlieferung ber fiir bin Zeit nein i. April
bis zurn 31. Dezember 1921 berrnenbeien Gier-erbauen

rieb {Blütenblätter
Auf Grund des § 444 Abs. 3 der- klieichsabzgiabersp

ordnung vom 13. Dezember 1919 (Reichs-Gesset3bl. S.
1993) wird folgendes bestimmt:

1
Jeder Arbeit-nehmer ist verpflichtet, innerhale des

Monats Januar 1922 seine Steuerksarte und die losen
Marksenbl-ätt«er, die für den in der Zeit vom 1. April bis
zum 31. Dezember 1921 bezogenen Arbeitslohn zunr Ein-
klieben uind Entwerten von Steuermarken verwendet wor-
den sind, der für ihn zuständigen Steuierlrebestelle (Fiuanz-
fasse, Hilfst-affe) zu übergeben oder zu über-senden Au
Stelle des Arbeitnehmers kann des-r Arbeitgeber die Ein-
lieferung der Steuerkarten oder M-artsen-blätter über-
nehmen. Die Einlieferung kann gemäß § 202 der Reichs-
abgabenordnung erzwungen werben.

O
sci-

Auf die Verpflichtung nach § 1 hat das Finanzamt
durch öffentliche Bsekanntmsaehusng der- Arbeit-geber »durch
Ausschlag in den Arbeits- und Geselzäftsräsnmen hinzu-
weisen

Arbeitnehmer, deren Steuerkasrten oder Matten-
blätter nicht eingelisefert find, werden für dsas Rechnungs-
fsahr 1921 zur Einkommensteuer veranlagt

4
Die eingeliefe«r-ten, für die Zeit vom 1. April bis

zum 31. Dezember 1921 verwendet-en Steuernrarken wer-
den auf Die für für das Rechnungsjahr 1921 zu entrich-
tsende Einkommensteuer angerechnet.

Die für die Zeit bis zum 31. März 1921 verwsendeten
Steuermarken können auf die Einkommenstreuser für das
Rechnungsjahr 1920 gemäß § 48 des Reichs-einkommen-
steurårigesetzes auch weiterhin an Zahlung Statt hingegeben
wer en.

§ 5. _
Ueber den Nennbetrag der» eingelieferten Steuer-

nrsarken ist eine Quittung zu erteilen.
Berlin, den 21. Dezember 1921.

Der Reichsminister der Einengen.
In Vertretung:

gez. Zupf.
Zusatz des Finanzamts:
Gemäß § 2 vorstehender Verordnung haben d;ise»Ar-

beitgeber durch Anschlag in den Arbeits- und Geschwis-
räumen Die Arbeitnehmer auf § 1 vorstehender erord-
nun-g aufmerksam zu machen.

Oels, den 4. Januar 1922.

Finanzen-it-
Dr.. S ich a tz,
Regierungsrat
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Bekanntmachung,
betreffend bie Entrirbtnnn ber linrfnlfftener

fiir eng Sternenan lbzi
Auf Grund des § 144 »der Ausführungsbestimsrnun en

zum Umsatzftseuergesetz werden die zur Entrichtung er
imskatzsteuer verpflichteten Personenz, die eine selbständig-e
gewerbliche oder berufliche Tätigkeit ausüben, die Gesell-
schaften und sonstigen Personenvereinigiunsgen im Bezirk
des untesrzeiclmeten Umsatzsteuerarnts aufgefordert, die
vorgeschriebenen Erklärungen über den Gesamtbetrag der
ftenerpflichtigen Eint-gelte im Jahr-e 1921 bis spätestens
Ende Januar 1922 — Ende des auf den Steueraibschnitt
folgenden Monats ——— Dem unterzeichnesten Fiuianzamt
(Zin«rrir-er 10) schriftlich einzuresichem oder die erforder-
lichen Angaben an Amtssteslle mündlich zu machen.

Als ftenesrpflichtisger Geswerbebetrieb gilt auch Der Be-
trieb der Land- und Forstwirtschaft, der Viehzucht, der
Fischerei und des Gasrtenbnnes sowie »der Bergstverkbetrieb.
»Die Absicht der Gewisnnerzielung ist nicht Voraussetzung
für das Borlisegen eines Gew-erbe-"bet-riebes im Sinne des
Umsiatzsteuergefetzes Auch Angehörige freier Berufe
(Aierzte, Rechtsanwälte, Not-are, Schriftsteller Künstler
us.w.) find steuerpflichtig

Axuch kbeinste Betriebe sind steuerpflichtig; eine Steuer-
befrieiung für Betrieb-e mit nicht mehr als 3000 all Unr-
fätze besteht nach dem Umsatzsteuer-gesetz vom 24. De-
zember 1919 nicht mehr.

Die Steuer wird »auch erhoben, wenn und soweit die
steuerpflichtigen Personen usw Gegenständge aus Dem
eigenen Betriebe zum Sebb tgsebrsauch oder -Ve·rbr«an-ch
entnehmen Als Entgelt gilt in letzterem Falle der Be-
trag, der sam· Orte und zur Zeit der (Entnahme von
Wisederverkäufern gezahlt zu werd-en pflegt.

Die Einreichung der Erklärung kann durch erforder-
lichenfalls zu.-wi-ederhol-en·de Ordnungsstrafen bis zu je
500 alt erzwungien werden-. Umwandlung in Haft ist zu-
lässig. Wer meint, zur Erfüllung der Anforderng nicht
verpflichtet zu sein, hat dies dem Umsatzfteuersamst recht-
zeitig unter Darlegung ‚Der Gründe mitzuteilen (§ 202 Der
Reischsasbigabenordnunsg).

Das Umsatzsteuergesetz bedroht denjenigen, der über
den Betrag der Entgelte wissentlich unrichtige Angaben
macht und vorsätzlich die Umsatzsteuer hint-erzieht, oder
einen ihm nicht gebührenden Steuervorteil erschlei t, mit
einer Geldstrafe bis zum 2s0frachsen Betrag-e lder vgesfäfrdseten
oder hinterzogienen Steuer oder mit Gefängnis Der
Versuch ist strafbar.

Zur Einreichung der schriftlich-en Erklärung find Vor-
drucke zu verwenden Diese können von jedem Steuer-
pfliichtigen bei dem unterzeichneten Finsanzamt :bz.w. bei der
Orts-behörde kostenlos entnommen werden.

Steuerpflichtige sind zur Anmeldung Der Entgelte
verpflichtet, auch wenn ihnen Vordrucke zu einer Er-
klärung nicht zugegangen find.

Bei Ni teinreichung einer Erklärung, die im übrigen
durch eine « rdnungsstrafe geahndet werden kann-, ist das
Finanzamt befugt, die Veranlagung auf Grund schätzungs-
weiser Ermittelung vorzunehmen .

Hierbei wird gleichzeitig auf die Einreichung der Er-
klärungen für die erhöhte Umsatzsteuer für das Ka-
lenderjahr bzw. das 4. Vierteljahr 1921 (Herftellersteuer,
Kl«ei·nhandelssteuser,s Anzeigenstesuer, Pensionsstener, Ver-
wsashru.ngssteuer, Tattersallsteuser) hin-gewiesen

Formulsare hierzu sind hier sanzufordern
Oels, den 4. Januar 1922.

Sinansamt.
I. A.

-gez— Hint-
‚ Obersteuerinspektor
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